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Sehr geehrte Damen und Herren, 

zur Vermeidung aufenthaltsrechtlicher Nachteile, die Inhabern einer Ausbildungsdul-
dung oder einer Beschäftigungsduldung aus den wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie, wie Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit, entstehen könnten, gebe ich 
für das Bundesministerium des Innern, Bau und Heimat folgende Hinweise zu den 
Regelungen der §§ 60c und 60d AufenthG: 

Kurzarbeit ist die vorübergehende Verringerung der regelmäßigen Arbeitszeit, dabei 
arbeiten die betroffenen Arbeitnehmer weniger als die regelmäßige Arbeitszeit oder 
überhaupt nicht. Das Beschäftigungsverhältnis bleibt dabei bestehen. Entsprechend 
hat Kurzarbeit weder eine Auswirkung auf die Ausbildungsduldung noch auf die Be-
schäftigungsduldung. Somit ist der Bezug von Kurzarbeitergeld unschädlich für das 
Erfordernis der Lebensunterhaltssicherung nach § 60d Abs. 1 Nr. 5 AufenthG. In Be-
zug auf den Bezug von Kurzarbeitergeld verweise ich auf Ziffer 3 meines Schreibens 
vom 25. März 2020. 

Etwas Anderes ergibt sich in dem Fall, in dem das Ausbildungs- oder Beschäfti-
gungsverhältnis gekündigt wird: 
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